Haushaltsrede der SPD-Fraktion zum Haushalt 2013       
Es gilt das gesprochene Wort
Herr Landrat, meine Herren, meine Damen,
die Beratungen zum heute zu verabschiedenden Haushalt verliefen überwiegend unspektakulär. Zu unserer Überraschung wurden in diesem Jahr auch die von uns gewünschten Veränderungen nicht einfach vom Tisch gefegt, nein, sie fanden Berücksichtigung, oft zwar erst nach einer nochmaligen Beratung ihrerseits, doch sie wurden dann doch in einer neuen Vorlage mit eingebaut. 
Das war nicht immer so.
Aber, nun können wir heute einen Haushalt verabschieden, der noch einmal einige Vorschläge aufnimmt, der etliches verstärkt und auch neu auf den Weg bringt. Ich verweise hier insbesondere auf den Bildungsbereich. Mit der kommunalen Koordinationsstelle im Rahmen des „Neuen Übergangssystems“ können wir erhebliche Landesfördermittel abschöpfen. Ein wichtiger Grundpfeiler für unsere jungen Menschen auf dem Weg in ihr jeweiliges Berufsleben wird dadurch gefestigt. Den jungen Menschen frühzeitig bei ihrer Berufsorientierung zu helfen, sie zu begleiten, zu stärken und zu unterstützen damit sie ihre Neigungen, Fähigkeiten und Interessen frühzeitig erkennen, verhindert spätere Unzufriedenheit, auch unnützes Scheitern. 

Wir begeben uns mit der Einrichtung des kommunalen Integrationszentrums, endlich, nach langen langen Diskussionen, auf den Weg, um gemeinsam mit und in unseren Städten und Gemeinden nun gezielt den gesellschaftlichen Prozess der Integration anzugehen und ihn zu gestalten. Auch im Interesse einer guten Wirtschaftsförderung ist es heute unverzichtbar, allen Menschen den chancengerechten Zugang zu Bildung und zum Arbeitsmarkt zu ermöglichen. Ich hoffe, dass diese nun endlich gemeinsame Erkenntnis nicht nur darauf beruht, dass auch hier das Land die Finanzierung übernehmen wird.
Im Sozialbereich haben Sie dann ja auch noch die Kurve bekommen. Das Projekt der Feststellung individueller Förderbedarfe bei unseren Kleinsten verschwindet nicht wieder sang und klanglos in einer Schublade, wie erst zu befürchten war. Da lag es lange genug, bis es dann endlich ans Laufen kam, und das wollen und können wir mit den nun vorliegenden Ergebnissen nicht wieder machen. Es ist ja richtig, bei den jetzt vorliegenden Erkenntnissen sind vorrangig auch die Krankenkassen gefragt, die Erfahrungen sind auch für Bund und Land sehr aussagekräftig. Die Zustimmung zu einer Mittelbereitstellung wurde in der neuen Vorlage in Aussicht gestellt. Sonst, das sage ich hier ganz deutlich, hätten wir diesem Haushalt auch nicht zustimmen können. Wir werden sehr genau hinschauen, was nun passiert. Dem Landrat wünschen wir bei den anstehenden Gesprächen viel Erfolg.

Im Umweltbereich wird nach langer Zeit wieder ein Landschaftsplan in Angriff genommen. Und ich bin mir sicher, auch bei dieser Bearbeitung wird wieder im Konsens mit allen Betroffenen eine gute Lösung gefunden. 
Das wird die Fachabteilung in bewährter Art abarbeiten.
Wir haben vorhin das Klimaschutzkonzept beschlossen. Eine wirklich gute Sache, die mit vielen unterschiedlichsten Gruppen erarbeitet wurde. Für die Umsetzung stehen ja nun auf Antrag der derzeitigen Mehrheit noch mal für die nächsten 3 Jahre je 75.000 € zur Verfügung. Wir haben uns zum jetzigen Zeitpunkt mit einem derartigen Antrag noch zurückgehalten. Wir sind uns auch jetzt noch nicht sicher, ob ein Antrag mit einem roten Briefkopf eine Mehrheit bekommen hätte. Denn wir haben da so unsere Erfahrungen gemacht mit Anträgen, die eine Aufstockung von freiwilligen Leistungen fordern. Nun - Es hat sich bei dieser Thematik gezeigt, es ist wohl doch möglich, mal den 2. Schritt vor dem 1. zu tun. 

Wir freuen uns auf die konkrete Umsetzung. Aktionen und Projekte liegen ja reichlich vor. Vielleicht erreichen wir das Ziel, energieautarker Kreis zu sein ja schon eher als geplant? Vielleicht können wir die Nutzerzahlen des ÖPNV durch gezielten Einsatz von Mitteln zügig erhöhen? Ideen liegen genug vor, jetzt starten wir die Umsetzung.

Wir werden endlich den Ersatz des lange abgängigen Salzlagers schaffen. Eine kluge Entscheidung, Wir hoffen, bei diesem und allen weiteren Neubauten wird im Sinne unseres Klimaschutzkonzeptes gedacht und auf regenerative Energiequellen gesetzt oder an Gründächer gedacht. 

Der Inklusionsplan des Kreises ist ebenfalls auf den Weg gebracht. Die Umsetzung dieser ja schon etwas länger bestehenden UN-Konvention bedeutet eine große Herausforderung für uns alle, ist aber auch eine große gesellschaftliche Chance. Leider verschwand diese UN-Konvention bei Schwarz-Gelb hier in NRW erst mal in der Schublade. Doch nun geht es Schritt für Schritt los. Inklusion bedeutet aber nicht, nur die sich dadurch auch verändernde Schulpolitik in den Vordergrund zu stellen. Übrigens klappt der Prozess des gemeinsamen Lernens in unseren Kitas seit langem wunderbar. Dort ist seit langer Zeit das gemeinsame von- und miteinander Leben und Lernen selbstverständlich.  Wir sollten uns also nicht jetzt schon bange machen lassen. Und unser Landtagsabgeordneter Hans Feuss ist auf diesem Pfad der Umsetzung auch sehr aufmerksam. Auch ihm ist bewusst, der Weg ist noch lang und ohne eine qualitative Personalausstattung nicht begehbar. Da sehen wir diesen Prozess auch in guten Händen,
Unser Inklusionsplan vor Ort zeigt hervorragend auf, wie wir durch viele kleine Veränderungen, aber auch durch neue Denkansätze, den ganz normalen Alltag inklusiv gestalten können. Bei dem langen Prozess der Umsetzung müssen wir, wie bisher auch, die unterschiedlichsten Betroffenheiten immer wieder mit einbeziehen, denn oft liegt bei uns einfach nur ein Phantasiemangel vor. Und, meine Herren und Damen, wir sollten nicht zuerst darüber lamentieren, was dies denn alles wieder kosten wird. 
Die Chancen, die in diesem Prozess der Umsetzung von Menschenrechten liegen, wiegt sehr viel mehr.
Viele Dinge werden  also mit diesem Haushalt 2013 für die Menschen im Kreis Gütersloh auf den Weg gebracht, ausgebaut und vertieft. 
Ich möchte mich an dieser Stelle einmal ganz herzlich bei den Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen über die geleistete Arbeit und ihren immensen Einsatz bedanken, dies geschah nicht immer unter leichten Bedingungen.
Wir werden erneut mit diesem Haushalt die Kreisumlage im Gegensatz zur Einbringung senken können. Die Verbesserung ist insbesondere dadurch entstanden, dass die Landschaftsverbandsumlage nun geringer anfällt. Dies jedoch nicht etwa, weil im LWL weniger an Soziallasten anfallen, sondern weil die Mehrheit in der Landschaftsversammlung solidarisch und mit Blick auf die finanzielle Situation der meisten Gebietskörperschaften in Westfalen-Lippe ebenfalls noch einmal verstärkt in die Rücklage gegriffen hat. Übrigens nicht, weil dort das Geld rumliegt, sondern es bedarf nun beim LWL einer höheren Kreditaufnahme.
Meine Herren, meine Damen,
der Kreis Gütersloh steht gut da. Das wird uns von allen Seiten bestätigt. Unsere Wirtschaft steht auf soliden Beinen. Wir haben einen überdurchschnittlichen Zuwachs an Steuerkraft, ja, den zweitbesten in NRW. Hier im Kreis müssen lediglich 3 Kommunen durch Schlüsselzuweisungen vom Land unterstützt werden. Und dieses wird dann hier beklagt. 
Mit platten und populistischen Sprüchen klagten Sie, Herr Landrat, bei Einbringung des Haushaltes auf eine Art und Weise, die eines Kreises, der sich zwar bodenständig nennt aber auch weltgewandt ausgerichtet sein will, einfach nicht würdig ist. 
Es wurde in mittelalterlicher Manier davon geträumt, ob man nicht doch besser wieder Burgmauern errichtet um sich gegen Raubrittertum zu wehren. Was kommt da noch von Ihren Träumen ans Licht, Geiselhaft für Andersdenkende, Pranger, Hexenverbrennung? 
Sie zeigten durch Ihre weiteren Worte, Sie sind der heutigen Zeit weit hinterher, denn Sie wollten der aktuellen Bedrohung des  Sozialismus massiv entgegentreten. 

Ich sage an dieser Stelle, wenn Solidarität mit sozialistischer Gleichmacherei übersetzt wird, dann  ist dies schon mehr als zynisch. 

Da wird als bedrohliches Beispiel immer wieder die Stadt Dortmund und das Dortmunder U angeführt. Nur, Dortmund befindet sich überhaupt nicht im Stärkungspakt. Ja, in das Dortmunder U sind auch  Landesmittel geflossen, genehmigt damals noch von Schwarz/Gelb. Mir ist aber auch nicht bekannt, dass wir hier im Kreistag, oder in unseren Kommunen, jemals Landesmittel zurückgewiesen haben. Hier im Kreistag wird doch ständig eingefordert, dass wir erst mal sehen, wie viel Landesmittel zu den einzelnen Projekten noch abzuschöpfen sind. Ob im sozialen, im ökologischen oder im Schulbereich, stets kommt zuerst von Ihnen der Ruf nach Landesmittel. Immer wird kritisch beäugt, ob das Land denn auch tatsächlich die Dinge in der bisherigen Höhe auch weiter bezuschusst. 
Und in Düsseldorf sind es dann genau wieder Ihre Leute, die den Landeshaushalt beklagen wegen der hohen Ausgaben. 
Ja, meine Herren und Damen, irgendetwas passt da wohl nicht zusammen. 
Hier wird die Solidarität des Landes gefordert und wenn Solidarität innerhalb der Kommunen gefragt ist dann ziehen Sie die Zugbrücke hoch. 
Um sich vor einer von Ihnen offensichtlichen Vision einer existenziellen Bedrohung zu wehren. 
Hier wird darüber geklagt, dass der Kämmerer noch nicht zum Schatzmeister mutiert ist.  
Und in anderen Kommunen ist ein immenser Strukturwandel zu bewältigen. Der Kindergartenausbau ist dort nicht so einfach mal umzusetzen, weil dort nämlich der kommunale Anteil nicht mehr aufgebracht werden kann. Dort werden seit längerem Schwimmbäder und andere Einrichtungen tatsächlich zugemacht.
Da haben wir in NRW für dieses Jahr annähernd 300 Millionen Euro mehr im GFG. In dem Paket also, das die großen Unterschiede der finanziellen Situation unter den Kommunen ausgleichen soll. 
Glauben Sie mir, auch wir wollen nicht, dass durch die Solidarumlage weitere Kommunen in die Haushaltssicherung fallen.
Die Landesregierung steckt noch in den Überlegungen, wie der Stärkungspakt umgesetzt werden kann, Konkretes ist bisher nicht  beschlossen.
Ich biete Ihnen hier und heute an, lassen Sie uns auf eine sachliche Ebene zurückkehren. Lassen Sie uns gemeinsam überlegen, wie die finanzielle Ausstattung der Kommunen für alle langfristig verbessert werden kann.  Denn eins ist ja wohl unstrittig. Es ist für die ständig wachsenden Aufgaben vor Ort viel zu wenig Geld im System. Und wenn uns dann EU, Bund und auch Land durch Gesetzgebung immer wieder neue Aufgaben aufgibt, so muss auch mehr Geld für die kommunale Familie bereitstehen.
Es muss endlich breiter und lauter darüber gesprochen werden, dass der Bund, über die Erstattung der Grundsicherung hinaus, einen weiteren finanziellen Beitrag leistet. Denn die Eingliederungshilfe steigt und steigt. Die Betroffenen haben darauf einen gesetzlichen Anspruch. Doch diese ständig steigenden Lasten kann nicht mehr die kommunale Familie alleine tragen. Dies ist ja auch unstrittig, also lassen Sie es uns gemeinsam und somit verstärkt angehen. 
Der Schulkonsens auf Landesebene ist auch auf breiter Ebene entstanden, mit Ihren Vertreterinnen und Vertretern im Landtag, liebe CDU-Mitglieder. Er ist entstanden aus der gemeinsamen Erkenntnis heraus, dass der Elternwille eine andere Schullandschaft will als die bisherige. Dabei war auch klar, die Schullandschaft wird sich zukünftig verändern. 
Und genau diese Veränderung erleben wir momentan in allen Kommunen, auch hier im Kreis Gütersloh. Dies ist eine ganz normale Entwicklung, durch den Schulkonsens auch eine gewollte. Wie sich die Schullandschaft entwickelt und dann in Zukunft wirklich aussehen, das werden einzig und alleine die Eltern entscheiden, und zwar noch mehr als bisher. Wir erleben dies ja gerade in unseren Kommunen, in Rietberg und Verl, in Versmold, auch in Halle und Steinhagen. Und, immer mehr Eltern entscheiden sich für das längere gemeinsame Lernen. 
Dabei ist auch ein Wettbewerb zwischen den Kommunen zu erkennen, aber auch zwischen den Schulen. Und auch unsere Kreisschulen sind hier mit im Wettbewerb. Auch sie sind gefordert, sich in den örtlichen Prozess mit einzubringen und zu kooperieren. Wie es zum Beispiel geschieht im Süden des Kreises unsere Berufskollegs machen. Unsere Schulen sind doch aber alle gut aufgestellt und können dies auch selbstbewusst tun.
Da hilft es wenig, wenn Sie, Herr Adenauer in der letzten Schulausschusssitzung einen Antrag massiv unterstützen, der im Norden des Kreises ein Moderationsverfahren einfordert. Sie hätten schon da auf den Sachverstand in der Sitzung hören sollen, denn schon in der Sitzung wurde Ihnen gesagt, ein Moderationsverfahren zum jetzigen Zeitpunkt, geht nicht. Aber Sie wollten ja „klare Kante“ zeigen. 

Ein paar Tage später war dann ja aus dem Moderationsverfahren auch ein Mediationsverfahren geworden. Sie wollten nun eine einvernehmliche und zukunftsfähige Lösung, setzten auf Kompromissbereitschaft. Das hat uns etwas überrascht, denn bisher waren Ihre Signale stets, dass Sie am liebsten gegen die Stadt Halle klagen würden, und auch Ihre Signale in die anderen Kommunen hinein waren nicht sehr freundlich, wenn die Räte über ihre jeweilige zukünftige Schullandschaft berieten. 
Wir sind gespannt darauf zu erfahren, wie denn Ihre Vorstellungen von einem optimalen und zukunftsorientierten Schulangebot konkret aussehen. 
Noch ein Anliegen:
Wir müssen hier im Kreis zukünftig die Möglichkeiten als Optionskommune noch stärker als Chance nutzen. Das aktuelle Arbeitsmarktprogramm, wir haben es gerade eben verabschiedet, benötigt immer wieder großen Einsatz. Wir konnten uns ja letztendlich noch auf eine Formulierung verständigen, die auch unser gemeinsames Anliegen mit den Grünen in die Vorlage mit einfließen ließ.  Wir werden nun sehr genau darauf achten, wie die Vorrangigkeit von Aktivierung und Stärkung der Personen auch in die Tat umgesetzt wird. 
Wir nehmen Sie ernst und beim Wort. Sie alle haben bei der Beantragung als Optionskommune immer wieder verkündet, Leistungen aus einer Hand bedeuten die große Chance.  
Wir wollen diese Chance auch tatsächlich und ausgiebig genutzt wissen. 
Und zwar so, dass wir diese verkündete Chance den betroffenen Menschen nun tatsächlich auch geben, geben mit passgenauen Angeboten. Dass wir sie dadurch fit machen und nachhaltig integrieren in den Arbeitsmarkt. Dass wir auch der Wirtschaft die Chance geben, Fachpersonal vor Ort vorzufinden, indem wir allen unseren jungen Leuten die Chance auf eine gute Arbeit ermöglichen. Wir haben doch nun die Möglichkeit, aktiv zu gestalten. Wir haben nun die Möglichkeit, den Menschen eine geeignete Perspektive zu bieten, die es ihnen möglich macht, nicht dauerhaft auf staatliche Leistungen angewiesen zu sein. 
Das ist nicht nur gesellschaftspolitisch gefordert, das ist auch eine gute und solide Form von Wirtschaftsförderung. 
Dafür müssen wir aber auch die notwendigen Gelder in die Hand nehmen, um damit unsere kommunalen Pflichtaufgaben in diesem Bereich zu erfüllen. Nämlich, den Familien angemessene Unterstützung bieten in ihrer jeweiligen Situation.
Wir werden auf keinen Fall zulassen, dass hier im Kreis die Option als Chance gesehen wird, eine kommunale Spardose anzulegen
Weiterer Schwerpunkt:
Wenige Monate vor Inkrafttreten des Rechtsanspruchs am 1. August 2013 kommt es darauf an, den U-3-Ausbau im Kreis Gütersloh weiter voranzubringen. Es ist fünf vor zwölf.

Wir haben die Worte des Landrates vernommen, der ja versprochen hat, alle Kinder, für die ein Platz gewünscht wird, würden diesen auch erhalten. Hier sage ich ganz deutlich, dabei muss bei dem gesamten Angebotsspektrum aber auch der bisherige qualitative Standard gewährleistet sein. Bei dem gesamten Ausbauprozess dürfen wir auch die Ü-3-Plätze nicht aus den Augen verlieren. 
In unserem aufstrebenden Kreis können wir nicht einfach darauf bauen, dass wir hier zukünftig weniger Plätze benötigen. 

Wir setzen auch im Interesse der Wirtschaft auf den Zuzug auch junger Familien. Die und ihre Kinder sind unsere Zukunft. 
Und in die Zukunft sollten wir gerne investieren. Daher dürfen  wir in unserem Frühwarnsystem nicht lockerlassen bei der Weitergestaltung. Sowohl das Modell der Familienhebammen muss weitergehen, aber wir müssen auch schauen, wo es noch Lücken im Beratungssystem gibt, insbesondere bei unseren Kleinsten, aber auch beim Übergang in die Schule. Wir warten gespannt auf die Bestandsaufnahme der Verwaltung. 
Dann wird ersichtlich, wo wir noch Handlungsbedarfe haben. Ich hoffe, auch hierbei besteht dann ein breiter Konsens darüber, alles was wir heute versäumen, das holt uns später an anderen Stellen sehr viel teurer wieder ein.

Uns ärgert gewaltig, dass der Kreis nun 5 neue Stellen schaffen muss um den Eltern ein so genanntes Betreuungsgeld auszuzahlen, und dies bekommen sie, wenn sie auf eine frühe Teilhabe am Betreuungssystem verzichten. Solch ein Unsinn. Sie bauen nun darauf, diese Mehrkosten erstattet zu bekommen. Da sind wir sehr gespannt.
Meine Herren und Damen, es gibt noch viel zu tun für den Kreistag:

· Wir begegnen auch bei uns vermehrt der Altersarmut. 

Die Gesetzesinitiative auf Bundesratsebene zum gesetzlichen Mindestlohn zeigt da aktuelle einen guten Weg für die Zukunft auf.  
· Wir benötigen im Kreis Gütersloh ausreichend und angemessenen Wohnraum für die verschiedensten Wohnformen. Da sind wir gespannt auf das anstehende Gutachten.
· Im Bereich der Pflege steht noch eine Menge an. 
· Ebenso im Gesundheitsbereich und beim Verbraucherschutz.

·  In der Wirtschaftsförderung ist eine klare Ansage angebracht. Auch hier müssen wir für eine solide Ausstattung sorgen.
Diese Punkte zeigen, wir dürfen nicht lockerlassen.
Unsere Erwartungen habe ich formuliert. 
Die SPD-Fraktion wird konstruktiv aber auch kritisch die weiteren Umsetzungen begleiten. 
Wir haben im Kreis hervorragende finanzielle Voraussetzungen dafür, den Kreis weiter nach vorne zu bringen. Dafür brauchen wir eine verlässliche Politik, mit mehr Mut und mit Elan.
Lassen Sie uns gemeinsam anpacken.

Und, die Aufforderung an Sie steht, gemeinsam eine gute Lösung zur zukünftigen Finanzausstattung zu erarbeiten, steht. Nehmen Sie sie an!
Für die SPD-Fraktion

Ulla Ecks
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